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See the notice on TED website

48657-2026 - Konkurrencevilkår
Tyskland – Køretøjer til affald – Herstellung, Lieferung und Montage von 4 
Abfallsammelfahrzeugen mit Pressplattenverdichtungssystem auf dreiachsigen Fahrgestellen 
mit Niederflurfahrerhaus
OJ S 15/2026 22/01/2026
Udbuds- eller koncessionsbekendtgørelse – standardordningen - Meddelelse om ændring
Varer

1. Køber

1.1.  Køber
Officielt navn: Abfallwirtschaft Potsdam-Mittelmark GmbH - APM GmbH
E-mail: diana.grund@apm-niemegk.de
Køberens retlige status: Offentligretligt organ, der styres af en lokal myndighed
Den ordregivende myndigheds aktivitet: Generelle offentlige tjenesteydelser

2. Procedure

2.1.  Procedure
Titel: Herstellung, Lieferung und Montage von 4 Abfallsammelfahrzeugen mit 
Pressplattenverdichtungssystem auf dreiachsigen Fahrgestellen mit Niederflurfahrerhaus
Beskrivelse: Herstellung, Lieferung und Montage von 4 Abfallsammelfahrzeugen mit 
Pressplattenverdichtungssystem auf dreiachsigen Fahrgestellen mit Niederflurfahrerhaus
Identifikator for proceduren: 019a6e4d-41ad-4a23-b097-1fa71c8bdca4
Intern ID: VS 02-2025
Udbudsprocedure: Offentligt udbud
Proceduren er en hasteprocedure: nej

2.1.1.  Formål
Kontraktens hovedformål: Varer
Primær klassifikation (cpv): 34144510 Køretøjer til affald

2.1.2.  Udførelsessted
By: Potsdam-Mittelmark
Postnummer: 14823
Landsdel (NUTS): Potsdam-Mittelmark (DE40E)
Land: Tyskland

2.1.4.  Generelle oplysninger
Retsgrundlag: 
Direktiv 2014/24/EU
vgv - Es findet ein europaweites offenes Verfahren gem. § 15 der Verordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV) statt.
Gældende lovgivning på tværs af grænserne: -

2.1.6.  Udelukkelsesgrunde
Kilder til grundlag for udelukkelse: Udbudsdokument, Bekendtgørelse
Deltagelse i en kriminel organisation: Es wird darauf hingewiesen, dass die Vergabestelle ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme ausschließt, 
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wenn sie Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 Abs. 3 GWB 
dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB genannten Straftaten. § 123 
Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 129 
StGB (Bildung krimineller Vereinigungen) oder § 129b StGB (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland). Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle 
für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den 
Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Terrorhandlinger eller strafbare handlinger med forbindelse til terroraktivitet: Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Vergabestelle ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme ausschließt, wenn sie Kenntnis davon hat, dass eine 
Person, deren Verhalten nach § 123 Abs. 3 GWB dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer der in § 123 Abs. 
1 Nr. 1 bis 10 GWB genannten Straftaten. § 123 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber 
schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme 
aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) 
oder § 129b StGB (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland). Das Vorliegen 
von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den 
Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten 
Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Hvidvaskning af penge eller finansiering af terrorisme: Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Vergabestelle ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme ausschließt, wenn sie Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach 
§ 123 Abs. 3 GWB dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB 
genannten Straftaten. § 123 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: 2. § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nr. 2 StGB zu begehen, 3. § 261 StGB 
(Geldwäsche). Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
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Svig: Es wird darauf hingewiesen, dass die Vergabestelle ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme ausschließt, wenn sie Kenntnis davon 
hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 Abs. 3 GWB dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB genannten Straftaten. § 123 Abs. 1 GWB: Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 4. § 263 StGB (Betrug), soweit 
sich die Straftat gegen den Haushalt der EU oder gegen Haushalte richtet, die von der EU 
oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 5. § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die 
Straftat gegen den Haushalt der EU oder gegen Haushalte richtet, die von der EU oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die 
Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und 
entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 
(Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833
/2014).
Korruption: Es wird darauf hingewiesen, dass die Vergabestelle ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme ausschließt, wenn sie Kenntnis davon 
hat, dass eine Person, deren Verhalten nach § 123 Abs. 3 GWB dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB genannten Straftaten. § 123 Abs. 1 GWB: Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 6. § 299 StGB (Bestechlichkeit 
und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB (Bestechlichkeit und 
Bestechung im Gesundheitswesen), 7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige 
Interessenwahrnehmung), 8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung 
und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische 
und internationale Bedienstete), 9. Art. 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr). Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die 
Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Børnearbejde og andre former for menneskehandel: Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Vergabestelle ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme ausschließt, wenn sie Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach 
§ 123 Abs. 3 GWB dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB 
genannten Straftaten. § 123 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
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zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: 10. den §§ 232, 232a Abs. 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a StGB 
(Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). Das Vorliegen von 
Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den 
Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten 
Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Tilsidesættelse af forpligtelser vedrørende betaling af skatter og afgifter: Die Vergabestelle 
schließt ein Unternehmen darüber hinaus zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an diesem Vergabeverfahren aus, wenn nach § 123 Abs. 4 Nr. 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder Nr. 2 der öffentliche 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nr. 1 
nachweisen kann. Dies gilt nicht, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch 
nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder es sich zur Zahlung der Steuern, 
Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat. Auf die Regelung des § 123 Abs. 5 GWB wird Bezug 
genommen. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Tilsidesættelse af forpligtelser vedrørende betaling af bidrag til sociale sikringsordninger: Die 
Vergabestelle schließt ein Unternehmen darüber hinaus zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem Vergabeverfahren aus, wenn nach § 123 
Abs. 4 Nr. 1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde 
oder Nr. 2 der öffentliche Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer 
Verpflichtung nach Nr. 1 nachweisen kann. Dies gilt nicht, wenn das Unternehmen seinen 
Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder es sich 
zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, 
Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat. Auf die Regelung des § 123 Abs. 5 GWB wird 
Bezug genommen. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die 
Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Tilsidesættelse af forpligtelser på miljølovgivningsområdet: Es wird darauf hingewiesen, dass 
der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 1 das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umweltrechtliche 
Verpflichtungen verstoßen hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die 
Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und 
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entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 
(Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833
/2014).
Tilsidesættelse af forpligtelser på sociallovgivningsområdet: Es wird darauf hingewiesen, dass 
der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 1 das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende sozialrechtliche Verpflichtungen 
verstoßen hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Tilsidesættelse af forpligtelser på det arbejdsretlige område: Es wird darauf hingewiesen, dass 
der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 1 das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende arbeitsrechtliche 
Verpflichtungen verstoßen hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die 
Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und 
entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 
(Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833
/2014).
Insolvens: Es wird darauf hingewiesen, dass der Auftraggeber unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem 
ausschließen kann, wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. 
fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn Nr. 2 das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Aktiver, der administreres af en kurator: Es wird darauf hingewiesen, dass der Auftraggeber 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB 
geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche 
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Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 2 das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren 
beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für 
die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen 
der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
En situation, der svarer til konkurs i henhold til national ret: Es wird darauf hingewiesen, dass 
der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in 
ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 2 das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat. Das Vorliegen von Ausschlussgründen 
beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und 
entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 
(Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833
/2014).
Alvorlige forsømmelser i forbindelse med udøvelsen af erhvervet: Es wird darauf hingewiesen, 
dass der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und 
in ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 3 das Unternehmen im 
Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch 
die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Abs. 3 ist entsprechend 
anzuwenden. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Aftaler med andre økonomiske aktører med henblik på konkurrencefordrejning: Auftraggeber 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB 
geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 4 der öffentliche Auftraggeber über hinreichende 
Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen 
Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine 
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Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken. 
Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst 
anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle 
ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach 
Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Interessekonflikt som følge af deltagelse i udbudsproceduren: Es wird darauf hingewiesen, 
dass der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und 
in ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 
Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 
GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 5 ein Interessenkonflikt bei 
der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung 
des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann. Das Vorliegen von 
Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den 
Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten 
Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Direkte eller indirekte involvering i forberedelsen af denne udbudsprocedure: Es wird darauf 
hingewiesen, dass der Auftraggeber unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem ausschließen kann, 
wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. fakultativen 
Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn Nr. 6 eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das 
Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt 
werden kann. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter 
zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der 
Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den 
Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Ophævelse eller en lignende sanktion: Es wird darauf hingewiesen, dass der Auftraggeber 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer 
Ermessensausübung ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an diesem ausschließen kann, wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB 
geregelten sog. fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche 
Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn Nr. 7 das Unternehmen eine wesentliche Anforderung 
bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich 
oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat. Das Vorliegen von 
Ausschlussgründen beurteilt die Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den 
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Bietern vorgelegten und entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten 
Formulare 7 und 8 sowie 10 (Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 833/2014).
Afgivelse af urigtige oplysninger, tilbageholdelse af oplysninger, ude af stand til at fremlægge 
de dokumenter, der anmodes om, eller indhentede fortrolige oplysninger i forbindelse med 
denne procedure: Es wird darauf hingewiesen, dass der Auftraggeber unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und in ordnungsgemäßer Ermessensausübung ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an diesem 
ausschließen kann, wenn einer der in § 124 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 GWB geregelten sog. 
fakultativen Ausschlussgründe vorliegt. § 124 Abs. 1 GWB: Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn Nr. 8 das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder 
Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten 
hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder Nr. 9 das 
Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in 
unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, 
durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder c) fahrlässig 
oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des 
öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche 
Informationen zu übermitteln. Das Vorliegen von Ausschlussgründen beurteilt die 
Vergabestelle für die Bieter zunächst anhand der von den Bietern vorgelegten und 
entsprechend den Hinweisen der Vergabestelle ausgefüllten Formulare 7 und 8 sowie 10 
(Eigenerklärung zu den Verbotstatbeständen nach Art. 5k Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 833
/2014).

5. Delkontrakt

5.1.  Delkontrakt: LOT-0001
Titel: Herstellung, Lieferung und Montage von 4 Abfallsammelfahrzeugen mit 
Pressplattenverdichtungssystem auf dreiachsigen Fahrgestellen mit Niederflurfahrerhaus
Beskrivelse: Die APM beabsichtigt, für die Erbringung von Entsorgungsleistungen vier neue 
Abfallsammelfahrzeuge mit Pressplattenverdichtungssystem auf dreiachsigen Fahrgestellen 
mit Niederflurfahrerhaus zu beschaffen. Vor diesem Hintergrund schreibt sie in dem 
vorliegenden Verfahren die Herstellung, Lieferung und Montage dieser Fahrzeuge nebst 
Begleitleistungen aus. Neben der Herstellung der Fahrzeuge hat der Auftragnehmer 
Wartungs- und Schulungsleistungen nach Maßgabe der Leistungsbeschreibung zu erbringen. 
Nähere Spezifikationen enthalten das beigefügte Leistungsverzeichnis, die 
Leistungsbeschreibung, der dazugehörige Vertrag, sowie die weiteren Unterlagen dieser 
Ausschreibung. Für die besonderen Mindestanforderungen an die Leistungserbringung siehe 
Ziff. G der Bewerbungsbedingungen sowie der Leistungsbeschreibung. Die Bieter müssen 
sich verpflichten u.a., den Auftrag nur mit Produkten auszuführen, die unter bestmöglicher 
Beachtung der in den ILO-Kernarbeitsnormen festgelegten Mindeststandards gewonnen oder 
hergestellt wurden. Hierfür sollen die Bieter mit Angebotsabgabe die den Vergabeunterlagen 
beigefügte Verpflichtungserklärung abgeben (Formular 12). Für den Fall, dass die Lieferung 
oder Leistung des Bieters Produkte nach Nr. 3 des Formulars enthält, hat der Bieter auf 
Anforderung der Auftraggeberin ein Siegel, Zertifikat oder einen gleichwertigen Nachweis der 
Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen vorzulegen. Die Auftraggeberin behält sich vor, 
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diejenigen Bieter, die nach der Angebotsauswertung in die engere Wahl kommen, 
aufzufordern, ein Muster der gebotenen Fahrzeuge (Fahrgestell inkl. Aufbau) vorzuführen (s. 
Ziff. H der Bewerbungsbedingungen).
Intern ID: LOT-0001

5.1.1.  Formål
Kontraktens hovedformål: Varer
Primær klassifikation (cpv): 34144510 Køretøjer til affald

5.1.2.  Udførelsessted
By: Potsdam-Mittelmark
Postnummer: 14823
Landsdel (NUTS): Potsdam-Mittelmark (DE40E)
Land: Tyskland

5.1.3.  Anslået varighed
Anden varighed: Ubegrænset

5.1.6.  Generelle oplysninger
Reserveret deltagelse: 
Deltagelse uden forbehold.
Indkøbsprojekt, der ikke finansieres med EU-midler
Udbuddet er omfattet af aftalen om offentlige udbud (GPA): ja
Dette udbud er også egnet for små og mellemstore virksomheder (SMV'er): nej

5.1.7.  Strategiske udbud
Formålet med strategiske udbud: Reduktion af miljømæssige indvirkninger
Beskrivelse: Die zu beschaffenden Fahrzeuge müssen für den Betrieb mit dem Kraftstoff 
HVO100 geeignet sein sowie die EURO VI Norm erfüllen.
Tilgang til reduktion af miljøpåvirkninger: Forebyggelse og bekæmpelse af forurening
Socialt mål, som fremmes: Retfærdige arbejdsforhold, Andet
Udbuddet falder ind under anvendelsesområdet for Europa-Parlamentets og Rådets direktiv 
2009/33/EF (direktivet om renere køretøjer)
Retsgrundlaget fra direktivet om renere køretøjer der fastslår, hvilken kontraktype, der 
medfører direktivets anvendelse: Køb, leasing eller leje af køretøjer

5.1.9.  Udvælgelseskriterier
Kilder til udvælgelseskriterier: Udbudsdokument, Bekendtgørelse
Kriterium: Generel årlig omsætning
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Eigenerklärung über den Gesamtumsatz in den letzten 
drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, falls dafür bereits Daten und Zahlen vorliegen. Dabei 
sind auch Umsätze des Bieters für Leistungen zu berücksichtigen, die von dem Bieter in 
Bietergemeinschaft mit einem anderen Unternehmen bzw. als Unterauftragnehmer für ein 
anderes Unternehmen erbracht worden sind, jedoch nur in Höhe des Umsatzanteils des 
Bieters (Formular 4).

Kriterium: Specifik årlig omsætning
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Umsätze hinsichtlich solcher Leistungen, die mit dem zu 
vergebenden Auftrag vergleichbar sind (Herstellung von Abfallsammelfahrzeugen), jeweils in 
den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, falls dafür bereits Daten und Zahlen 
vorliegen. Dabei sind auch Umsätze des Bieters für Leistungen zu berücksichtigen, die von 
dem Bieter in Bietergemeinschaft mit einem anderen Unternehmen bzw. als 
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Unterauftragnehmer für ein anderes Unternehmen erbracht worden sind, jedoch nur in Höhe 
des Umsatzanteils des Bieters (Formular 4).

Kriterium: Referencer på specificerede leverancer
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Referenzangaben zu Liefer- bzw. Herstellungsaufträgen 
der letzten drei Jahre, die mit dem zu erbringenden Liefer- bzw. Herstellungsauftrag 
vergleichbar sind (Herstellung von Abfallsammelfahrzeugen), nach Maßgabe von § 46 Abs. 3 
Nr. 1 VgV, wobei eine Auftraggeber Bestätigung (zunächst) nicht beigefügt werden muss: a) 
Bezeichnung der durchgeführten Leistung, b) Bestell- und Lieferdatum, c) Bezeichnung des 
Auftraggebers und ggf. der Anschrift, d) Name des Ansprechpartners beim Auftraggeber, e) 
Telefonnummer und ggf. E-Mail-Adresse des Ansprechpartners. Außerdem ist zu erklären, 
dass sich die Auftraggeberin hinsichtlich der Referenzangaben an die benannten Auftraggeber
/Ansprechpartner wenden darf (Formular 5). Ergänzend wird auch an dieser Stelle darauf 
hingewiesen, dass nach § 47 Abs. 1 VgV und den Vergabeunterlagen die Möglichkeit besteht, 
sich im Wege der Eignungsleihe auch für Referenzen auf Drittunternehmen zu beziehen. In 
diesem Fall ist eine entsprechende Verpflichtungserklärung vorzulegen (Formular 9).

Kriterium: Professionel risikoansvarsforsikring
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Eigenerklärung über das Bestehen einer angemessenen 
und gültigen Betriebshaftpflichtversicherung für den konkreten Leistungsbereich, alternativ 
eine Erklärung, dass für den Fall der Beauftragung eine solche Betriebshaftpflichtversicherung 
ab Leistungsbeginn besteht (Formular 6). Die Versicherung muss etwaige Ansprüche aus 
diesem Vertrag über a) mind. 1,5 Mio. € für Personen-/Sachschäden und b) mind. 500 T. € für 
Vermögensschäden decken. Die genannten Mindestversicherungssummen müssen 
zumindest für zwei Schadensfälle pro Jahr (also 2-fach maximiert) zur Verfügung stehen und 
nachgewiesen werden. Der Abschluss der Versicherung ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Zuschlagserteilung unaufgefordert durch Vorlage einer Bestätigung des Versicherungsgebers 
nachzuweisen.

Kriterium: Relevante uddannelses- og erhvervskvalifikationer
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Sofern der Eignungsnachweis über eine 
Präqualifizierung erfolgen soll: Angabe der Zertifikatsnummer des Bieters sowie des 
dazugehörigen Zugangscodes beim Amtlichen Verzeichnis präqualifizierter Unternehmen 
(AVPQ) im Angebotsschreiben.

Kriterium: Andre økonomiske eller finansielle krav
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Ggf. Vorlage einer Einheitlichen Europäischen 
Eigenerklärung (EEE) in der Form des Anhangs 2 der Durchführungsverordnung der 
Kommission (EU) 2016/7 vom 05.01.2016 zur Einführung des Standardformulars für die 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung (ABl. L 3 vom 06.01.2016, S. 16 als vorläufigen 
Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen).

Kriterium: Andre økonomiske eller finansielle krav
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Eigenerklärung des Bieters, dass er die 
gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistungen erfüllt 
(im Angebotsschreiben enthalten).

Kriterium: Informationssikkerhed
Beskrivelse af udvælgelseskriterium: Eigenerklärung des Bieters, dass er zur Einhaltung des 
Liefer- bzw. Überlassungstermins (spätestens 02.11.2026, oder früherer angebotener bzw. 
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vereinbarter Termin, vgl. Kap. 02 Leistungsverzeichnis) in der Lage ist (im Angebotsschreiben 
enthalten).

5.1.10.  Tildelingskriterier
Kriterium: 
Type: Pris
Beskrivelse: Für die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebotes wird zu 100 % das Kriterium 
„Preis“ berücksichtigt. Dafür wird im Leistungsverzeichnis eine Position je Fahrzeug angefragt. 
In diesen Preis hat der Bieter die Schulungs- und Wartungskosten miteinzukalkulieren. Der 
Bieter mit dem günstigsten (Gesamt)preis erhält den Zuschlag.

5.1.11.  Tilbudsdokumenter
Sprog, som udbudsdokumenterne er officielt tilgængelige på: tysk
Adresse på udbudsdokumenterne: https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-
b097-1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen

5.1.12.  Tilbudsvilkår
Vilkår for indgivelse: 
Elektronisk indgivelse: Påkrævet
Indgivelsesadresse: https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-b097-
1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen
Sprog, som tilbud og ansøgninger om deltagelse kan indgives på: tysk
Elektronisk katalog: Ikke tilladt
Alternative tilbud: Ikke tilladt
Tilbudsgivere kan indgive mere end ét tilbud: Ikke tilladt
Frist for modtagelse af tilbud: 30/01/2026 12:00:00 (UTC+01:00) centraleuropæisk tid, 
vesteuropæisk sommertid
Varighed, hvor tilbuddet skal forblive gyldigt: 90 Døgn
Oplysninger, der kan suppleres efter indgivelsesfristen er udløbet: 
Køberen kan beslutte, at alle manglende tilbudsrelaterede dokumenter kan indsendes senere.
Yderligere oplysninger: Für die Nachforderung fehlender Unterlagen und den Ausschluss 
unvollständiger Angebote gilt § 56 VgV. Der Auftraggeber behält sich insoweit eine 
Nachforderung vor.
Oplysninger om offentlig iværksættelse: 
Åbningsdato: 30/01/2026 12:01:00 (UTC+01:00) centraleuropæisk tid, vesteuropæisk 
sommertid
Betingelser for kontraktens udførelse: 
Udførelsen af kontrakten skal ske inden for rammerne af programmer for beskyttet 
beskæftigelse: Nej
Elektronisk fakturering: Tilladt
Der vil blive anvendt elektronisk bestilling: ja
Der vil blive anvendt elektronisk betaling: ja

5.1.15.  Teknikker
Rammeaftale: 
Ingen rammeaftale
Oplysninger om det dynamiske indkøbssystem: 
Intet dynamisk indkøbssystem

5.1.16.  Yderligere oplysninger, mægling og gennemgang
Organisation med ansvar for klager: Vergabekammer des Landes Brandenburg beim 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Energie

https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-b097-1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-b097-1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-b097-1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen
https://www.evergabe.de/unterlagen/019a6e4d-41ad-4a23-b097-1fa71c8bdca4/zustellweg-auswaehlen
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Oplysninger om klagefrister: Wir verweisen auf die Vorschriften zum Nachprüfungsverfahren in 
§§ 160 ff. GWB. Demzufolge ist ein Antrag an die oben genannte Nachprüfungsstelle 
(Vergabekammer) insbesondere unzulässig, sofern ein Verstoß gegen Vergabevorschriften 
gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt wird 
(§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GWB) und nicht innerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang der 
Mitteilung der Vergabestelle, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, ein Nachprüfungsantrag 
gestellt wurde (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB). Wir weisen darauf hin, dass der Bieter wegen 
des Akteneinsichtsrechts aller Beteiligten eines Nachprüfungsverfahrens nach § 165 Abs. 1 
GWB damit rechnen muss, dass sein Angebot von den Beteiligten bei der Vergabekammer 
eingesehen wird. Daher liegt es in seinem Interesse, schon in seinen Angebotsunterlagen auf 
wichtige Gründe nach § 165 Abs. 2 GWB für eine Versagung der Akteneinsicht hinzuweisen 
und betroffene Angebotsteile kenntlich zu machen (Geheimnisse, insbesondere Fabrikations-, 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse). Zur Durchsetzung seiner Rechte muss sich der 
Auftragnehmer an die Vergabekammer wenden. Wir weisen schließlich darauf hin, dass das 
Verfahren vor der Vergabekammer für die unterlegene Partei kostenpflichtig ist.
Organisation, der leverer supplerende oplysninger om udbudsproceduren: Abfallwirtschaft 
Potsdam-Mittelmark GmbH - APM GmbH
Organisation, der sikrer adgang til udbudsdokumenterne offline: Abfallwirtschaft Potsdam-
Mittelmark GmbH - APM GmbH

8. Organisationer

8.1.  ORG-0001
Officielt navn: Abfallwirtschaft Potsdam-Mittelmark GmbH - APM GmbH
Registreringsnummer: 0
Postadresse: Bahnhofstraße 18
By: Niemegk
Postnummer: 14823
Landsdel (NUTS): Potsdam-Mittelmark (DE40E)
Land: Tyskland
Enhed: Frau Diana Grund (Geschäftsführung)
E-mail: diana.grund@apm-niemegk.de
Telefon: 3384330628
Fax: 3384330690
Internetadresse: https://www.apm-niemegk.de/
Denne organisations roller: 
Køber
Organisation, der leverer supplerende oplysninger om udbudsproceduren
Organisation, der sikrer adgang til udbudsdokumenterne offline

8.1.  ORG-0002
Officielt navn: Vergabekammer des Landes Brandenburg beim Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Energie
Registreringsnummer: t:03318661719
Postadresse: Heinrich-Mann-Allee 107
By: Potsdam
Postnummer: 14473
Landsdel (NUTS): Potsdam, Kreisfreie Stadt (DE404)
Land: Tyskland
E-mail: Vergabekammer@MWAE.brandenburg.de

mailto:diana.grund@apm-niemegk.de
https://www.apm-niemegk.de/
mailto:Vergabekammer@MWAE.brandenburg.de
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Telefon: 3318661719
Internetadresse:  de/vergabekammer-nachpr %C3%https://mwaek.brandenburg.de/
BCfungsverfahren/bb1.c.478846.de
Denne organisations roller: 
Organisation med ansvar for klager

8.1.  ORG-0003
Officielt navn: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registreringsnummer: 0204:994-DOEVD-83
By: Bonn
Postnummer: 53119
Landsdel (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Tyskland
E-mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Denne organisations roller: 
TED eSender

10. Ændring

Udgave af den foregående bekendtgørelse, der skal ændres
: 
019bd713-468c-453a-993d-7c38eafa98be-01
Hovedårsagen til ændringen
: 
Ajourførte oplysninger

10.1.  Ændring
Afsnitsidentifikator: LOT-0001

Oplysninger om bekendtgørelsen

Bekendtgørelsens ID: 019bdffa-68a1-4189-9e0a-2e9e78fc0a3b  -  01
Formulartype: Konkurrencevilkår
Bekendtgørelsestype: Udbuds- eller koncessionsbekendtgørelse – standardordningen
Bekendtgørelsesundertype: 16
Afsendelsesdato for bekendtgørelsen: 21/01/2026 11:03:55 (UTC+01:00) centraleuropæisk 
tid, vesteuropæisk sommertid
Bekendtgørelsens officielle sprog: tysk
Bekendtgørelsesnummer: 48657-2026
EUT-S-nummer: 15/2026
Offentliggørelsesdato: 22/01/2026

https://mwaek.brandenburg.de/
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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